
ZEHN FRAGEN AN ...

Manfred Prenzel, PISA-Papst und neuer
Vorsitzender des Wissenschaftsrates

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Ein Lächeln, fröhliche Menschen bei der Arbeit, nette Gesten,
gemeinsames Anpacken.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Ich versuche zu verstehen, wo die Probleme liegen, was meine
Fehler sind und was ich besser machen kann. „Nicht verza-
gen“, heißt die Parole

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Nach wie vor faszinieren mich die menschliche Lernfähigkeit
und der Erfindungsreichtum. Sie gewinnen meinen Respekt,
wenn sie sozial und verantwortungsbewusst genutzt werden.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Welchen?
Richtig gut singen zu lernen.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Ich besitze eine wunderbare Gitarre, die mich bei den ersten
Tönen bereits in eine andere Welt bringt.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Ich verschlinge spannende und wirklich gut geschriebene Kri-
minalromane.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Eine neue Gitarre kaufen.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Auch hier sind für mich die Menschen, mit denen ich unter-
wegs bin, das Wichtigste. Dazu gehören schöne Landschaften,
Einblicke in andere Kulturen und viel Bewegung.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Versuche möglichst lange jung zu bleiben und wie ein junger
Mensch zu denken.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
In meinem Umfeld arbeiten und leben so viele Menschen, die
mich tagtäglich neu und zutiefst beeindrucken. Dafür bin ich
wirklich dankbar.

Der 61-jährige Pädagoge ist seit 2010 Chef des Zen-
trums für internationale Bildungsvergleichsstudien
der TU München. Mitte April wurde der bundesweit
als „Pisa-Papst“ bekannt gewordene Professor zum
neuen Vorsitzenden des Wissenschaftsrates ge-
wählt.
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sichts der steigenden Zahlen von
HIV-Infektionen in Bayern und
zur Prophylaxe von Hepatitis
müsse die „erschreckend niedri-
ge“ Kondomausgabe durch die
Anstaltsärzte ein Ende haben.
Auch der Gesundheitspolitiker
der Freien Wähler, der Mediziner
Karl Vetter, setzt sich für eine Lo-
ckerung der bisherigen Regelung
ein. „Zur Vermeidung der Über-
tragung von Infektions- und Ge-
schlechtskrankheiten sollten
Kondome in Justizvollzugsanstal-
ten anonym, kostenlos und leicht
zugänglich abgegeben werden“,
fordert er. Wenigstens aber sollten
Pariser in Gefängnissen unbeob-
achtet und preiswert gekauft wer-
den können.

Gleiches fordert die grüne
Landtagsabgeordnete Claudia
Stamm: „Die medizinische und
gesundheitliche Versorgung Ge-
fangener muss im gleichen Maße
gewährleistet sein wie die von
Menschen außerhalb von Gefäng-
nissen.“ Kondome an Risikogrup-
pen zu verteilen, wie es die Stadt
München über die Münchner
Aids-Hilfe letztes Jahr mit insge-
samt 30 000 Stück gemacht hat,
sei ein wichtiger Bestandteil der
HIV-Prävention. „Wenn nur 43
Kondome in bayerischen Haftan-
stalten in den Jahren 2005 bis
2007 ausgegeben werden“, so die
Grüne empört, „ dann läuft etwas
falsch.“ > DAVID LOHMANN

habe sich bewährt und werde von
den Justizvollzugsanstalten regel-
mäßig als „völlig ausreichend“ be-
schrieben. Probleme oder Neuin-
fektionen wegen der schwierigen
Kondomausgabe seien dem Res-
sort nicht bekannt geworden.

Das ist erstaunlich, werden
Sträflinge doch erst „bei der Aus-
händigung von Kondomen über
Ansteckungsrisiken und Präventi-
onsmaßnahmen“ aufgeklärt. Ge-
gen das Aufstellen von Kondom-
automaten spricht sich auch die
stellvertretende Chefin des Rechts-
ausschusses im Landtag, Petra
Guttenberger (CSU) aus. „Natür-
lich darf man nicht so tun, als hät-
ten Gefangene keine sexuellen Be-
dürfnisse“, räumt sie im Gespräch
mit der Staatszeitung ein. Verhü-
tungsmittel kostenfrei über den
Arzt zu bekommen sei allerdings
die bessere Lösung, weil beim Zie-
hen aus dem Spendenautomat je-
der beobachtet werden könne.
„Das Risiko, dabei geoutet zu wer-
den, ist wesentlich größer als beim
zur Verschwiegenheit verpflichte-
ten Arzt.“ Außerdem könnten Au-
tomaten auch zum Drogen-
schmuggel genutzt werden.

Für die Chefin des Landtags-
Gesundheitsausschusses, Kathrin
Sonnenholzner (SPD), sind das
lediglich „ideologisch begründete
Vorbehalte“. Sie fordert die ano-
nyme und kostenlose Abgabe von
Kondomen an Häftlinge. Ange-

ziert sind, liegt die Rate in bayeri-
schen Gefängnissen nach Anga-
ben des Justizministeriums derzeit
bei Frauen bei knapp 1,0 und bei
Männern bei 1,5 Prozent. Das be-
deutet: In Bayern sind 30 Mal so
viele Männer mit HIV infiziert wie
im Bundesdurchschnitt.

Nur die CSU blockt hier ab

Und die Zahlen werden nicht
sinken. Eine Studie über „Drogen
und chronische Infektionskrank-
heiten in Deutschland“ des Robert
Koch-Instituts ergab: Je länger
Menschen inhaftiert sind, desto
größer ist die Gefahr mit HIV und
Hepatitis infiziert zu werden. Ge-
naue Werte existieren nicht, weil
bei Haftentlassung keine Ab-
schlussuntersuchung durchge-
führt wird.

Trotzdem hält das Justizministe-
rium eine Regeländerung bei der
Präservativausgabe für unnötig:
„Nur durch eine Anbindung an
die Krankenabteilung kann zuver-
lässig gewährleistet werden, dass
die erforderliche Aufklärung über
Ansteckungsrisiken bei der Ver-
wendung von Kondomen und die
Möglichkeit der Risikominimie-
rung von kompetenter Seite er-
folgt“, glaubt eine Sprecherin von
Justizminister Winfried Bausback
(CSU). Diese Verfahrensweise

Ein bisschen widersprüchlich
ist das schon: Der Freistaat ist

neben dem Saarland das einzige
Bundesland, das im Bereich Pros-
titution eine Kondompflicht für
Freier erlassen hat. Wenn aber
bayerische Gefängnisinsassen
Kondome haben wollen, müssen
sie beim ärztlichen, sozialen oder
psychologischen Dienst einen
Meldeschein mit ihrem Anliegen
einreichen. „Häftlinge müssen
sich also indirekt als schwul ou-
ten“, erklärt Martin Jautz von der
Münchner Aids-Hilfe der Staats-
zeitung. Davor scheuen viele Ge-
fangene zurück. Weshalb Jautz
nicht verwundert ist darüber, dass
zwischen 2005 und 2007 nur 43
Präservative an die bayernweit
13 000 Gefangenen ausgegeben
wurden. „Durch das Vorenthalten
wirksamer Präventionsmittel wird
eine Infektionsweitergabe billi-
gend in Kauf genommen“, klagt
Jautz. Dabei hätten Justizvollzugs-
anstalten doch einen Resozialisie-
rungsauftrag, zu dem auch die Ge-
sundheitsfürsorge gehört.

Die Münchner Aids-Hilfe darf in
Haftanstalten dennoch seit 25 Jah-
ren keine Kondome verteilen. „Das
ist nun mal ein Knast und kein
Freudenhaus“, begründet ein Ge-
fängnisdirektor seine ablehnende
Haltung. Und verweist auf das
bayerische Strafvollzugsgesetz, in
dem „Verhaltensweisen, die mit ei-
nem besonderen Infektionsrisiko
verbunden sind (insbesondere ho-
mosexueller Verkehr unter Män-
nern […]) in den Anstalten unter-
bleiben“ sollen. „Dass Kondome
ausgegeben werden dürfen, steht
dagegen nirgends“, verdeutlicht
Jautz. Erst kürzlich wurde deshalb
einem seiner Klienten die Präser-
vativausgabe vom Anstaltsarzt ver-
weigert. Ob der Mann noch an Ver-
hütungsmittel kommt, wird aktuell
im Justizministerium diskutiert.

„Bayerns Haltung ist sehr res-
triktiv“, bestätigt auch Bärbel
Knorr vom Bereich „Menschen in
Haft“ der Deutschen AIDS-Hilfe.
„Ich wüsste nicht, in welchen
Bundesländern das sonst noch so
ist.“ In Nordrhein-Westfalen habe
es beispielsweise bereits vor 15
Jahren einen Kondomerlass gege-
ben, der Kondome und Gleitmittel
für jeden Insassen anonym zu-
gänglich gemacht hat. In der Prä-
ventionsstrategie der Staatsregie-
rung hingegen sind Kondomauto-
maten, Apotheken oder Hauslä-
den im Knast nach wie vor nicht
vorgesehen. Die Folge: Während
weltweit 0,8 Prozent und in
Deutschland nur noch 0,05 Pro-
zent der Menschen mit HIV infi-

Die HIV-Rate in bayerischen Gefängnissen ist 30 mal höher als im Bundesschnitt – an Präservative kommt man nur schwer

43 Kondome für 13 000 Männer

Wer eins braucht, nimmt sich eins – Kondomausgabe im Gefängnis ist leider nicht so einfach. FOTO DPA

DIE FRAGE DER WOCHE Sollen weiche Drogen wie Cannabis legalisiert werden?

Von
Hans-Christian
Ströbele,
grüner Bundestags-
abgeordneter

Von
Marlene Mortler,
CSU-Bundestagsab-
geordnete und
Drogenbeauftragte
der Bundesregierung

„Wie sollen wir Kinder und Jugend-
liche im Görlitzer Park vor der Dro-
ge – gar noch gestreckt mit Sucht-
stoff – schützen?“, fragt die Be-
zirksverwaltung in Berlin immer ver-
zweifelter. Unzählige Polizeirazzien
haben nichts genützt. Der Markt
von Cannabis blüht wie zuvor. Le-
galisierung ist der Weg aus der Mi-
sere. Legal könnte Cannabis kon-
trolliert nur an Erwachsene sauber
und versteuert angebaut und abge-
geben werden wie in Holland oder
wie Zigaretten.
Die kriminelle Szene mit schwersten
Verbrechen aller Art trocknet dann
aus. Nur in der Illegalität sind hohe
Profite mit Anbau und Handel zu er-
zielen, wenn das Zeug nicht legal bil-
liger zu haben ist. Deshalb wird in
Ländern wie Mexiko und Guatemala,
die unter Drogenkrieg und immer hö-
heren Mordraten leiden, die Legali-
sierung als einziger Ausweg gesehen.
Und in Uruguay, ja selbst im Mutter-
land des Drogenkrieges, den USA,

wird in den Staaten Colorado und
Washington legalisiert. Nur in
Deutschland traut sich die Politik
nicht, obwohl immer mehr Fachleute
wie jüngst der Strafverteidigertag in
Dresden die Streichung dieser Droge
aus dem Strafgesetz fordern.
Dabei ist Cannabis und Hanf weit
weniger gesundheitsschädlich als die
legalen Drogen Alkohol und Zigaret-
ten. Süchtig machen alle Drogen –
auch Cannabis. Im Übermaß genos-
sen gibt es Gesundheitsschäden.
Aber an den Folgen der legalen Dro-
gen sterben jedes Jahr Zehntausende
Menschen in Deutschland. An den
Folgen des Cannabis stirbt man nicht.
Alkohol macht häufig aggressiv und
gewalttätig. Die grausamsten Morde
werden unter dem Einfluss von Alko-
hol begangen. Cannabis wirkt fried-
licher. Trotz der gesellschaftlichen
Schäden der legalen Drogen in Milli-
ardenhöhe will niemand sie verbie-
ten. Aber es ist eine der größten Ge-
sellschaftslügen unserer Zeit,
das weniger gefährliche
Hanf und Cannabis mit
hohen Kriminalstrafen
zu verfolgen. Drogen
müssen vor dem Ge-
setz entsprechend ih-
rer Gefährlichkeit be-
handelt werden. Das
kann nur heißen: Gebt
das Hanf frei.

JA NEIN

Cannabis ist eine berauschende Sub-
stanz, deren Missbrauch gesund-
heitsgefährdend ist. Besonders für
Jugendliche dürfen die gesundheitli-
chen Risiken nicht unterschätzt wer-
den, da sich der Cannabiskonsum
negativ auf die noch nicht abge-
schlossene neurologische Entwick-
lung auswirkt. Dies ist durch viele
Studien belegt. Auch wenn von inte-
ressierter Seite immer wieder eine
Legalisierung der Droge gefordert
wird, ist dies aus gesundheitlicher
Sicht nicht zu verantworten. Vor al-
lem für junge Menschen bestehen

hohe Gesundheitsrisiken durch
Cannabiskonsum. Die Bun-

desregierung hält diese für
zu groß, als dass eine Le-
galisierung zu verant-
worten wäre.
Ein regelmäßiger Kon-
sum von Cannabis führt
teilweise zu erheblichen
gesundheitlichen Beein-
trächtigungen, bis hin zu

Psychosen und einer Abhängigkeit.
Daher ist nicht die Legalisierung der
richtige Weg, sondern gute Aufklä-
rungsarbeit, wie sie etwa die Bun-
deszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA) betreibt. Mit dem
Programm „Quit the shit“ oder auch
auf der Internetseite www.drug-
com.de ist die BZgA sehr erfolgreich
und informiert und berät über die
Risiken des Cannabiskonsums.
Gegen eine Legalisierung spricht zu-
dem die Drogenkonvention der Ver-
einten Nationen (VN), in der sich
184 Staaten, darunter Deutschland
und auch die USA, verpflichtet ha-
ben, den Umgang mit Cannabis und
anderen Drogen ausschließlich zu
medizinischen oder wissenschaftli-
chen Zwecken zuzulassen. Bis auf
wenige Ausnahmen gibt es hierzu
weltweit einen breiten Konsens.
Die medizinische Nutzung des Can-
nabis ist in Deutschland in einem
eng begrenzten Rahmen zugelas-
sen. Neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse und gesellschaftliche Ent-
wicklungen werden dazu beitragen,
dass über einen erweiterten Einsatz
von Cannabis als Medizin weiter dis-
kutiert werden wird. Aber eben nur
dort. Denn wir können nicht bei le-
galen Suchtmitteln wie Alkohol und
Tabak auf die Bremse treten und
gleichzeitig bei der Legalisierung il-
legaler Drogen aufs Gaspedal.

Die CSU will mit Forderungen
nach einer Halbierung der EU-
Kommission, einem Beitrittsstopp
für EU-Anwärterstaaten und we-
niger Regulierung durch Brüssel
in den Europawahlkampf ziehen.
Ein neuer „Kompetenzgerichts-
hof“ soll künftig darüber wachen,
dass die EU ihre Kompetenzen
nicht überschreitet. Das sind zen-
trale Punkte aus dem „Europa-
plan“ der Partei, der auf der CSU-
Vorstandsklausur an diesem Wo-
chenende im oberbayerischen
Kloster Andechs beschlossen wer-
den soll. Daneben heißt es: „Der
Armutsmigration in Europa muss
Einhalt geboten werden.“ > DPA

Europawahl am
25. Mai: CSU legt
ihr Programm vor

Wo parken? Mieter in Großstäd-
ten sind in der Regel froh, wenn sie
nicht ewig herumkurven müssen,
sondern ihr Auto verlässlich par-
ken können. Die geltende Stell-
platzpflicht, welche Bauherren
eine ausreichende Zahl von Park-
plätzen vorschreibt, soll deshalb
bleiben. Dafür haben sich die Leser
der Staatszeitung in einer Online-
Umfrage ausgesprochen. 73 Pro-
zent der User waren gegen die Ab-
schaffung der Stellplatzpflicht, 27
Prozent dafür. Diese Woche wollen
wir von Ihnen wissen, ob weiche
Drogen legalisiert werden sollen.
Stimmen Sie ab auf www.bayeri-
sche-staatszeitung.de! > BSZ

BSZ-Leser fordern:
Stellplatzpflicht
soll bleiben


